








52 Bayerisches Gesetz-und Verordnungsblatt Nr. 4/1988 

nicht mehr zweckmäßig be.nutzt werden, so kann 
der Grundstückseigentümer an Stelle einer Ent­
schädigung verlangen, daß der Entschädigungs­
pflichtige das Grundstück zum gemeinen Wert 
erwirbt. 

(5) Die auf dem Wasserhaushaltsgesetz oder die­
sem Gesetz beruhenden Entschädigungen sind, so­
weit nichts anderes bestimmt ist, von dem zu lei­
sten, der durch den entschädigungspflichtigen Vor­
gang unmittelbar begünstigt ist. 

(6) lFür einen Ausgleich nach § 19 Abs. 4 WHG gilt 
Absatz 5 entsprechend; als Anordnungen nach § 19 
Abs. 2 WHG gelten auch für Wasserschutzgebiete 
erlassene Verbote oder Beschränkungen für die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. 2Der Aus­
gleich ist, sofern nichts anderes vereinbart wird, 
durch einen jährlich zum 10. Januar für das vorher­
gehende Kalenderjahr fällig werdenden Betrag in 
Geld zu leisten. 3Ein Ausgleich wird nicht geleistet, 
soweit die wirtschaftlichen Nachteile 

1. durch· betriebliche Maßnahmen ausgeglichen 
werden können oder 

2. durch andere Leistungen aus öffentlichen Haus­
halten oder von Dritten ausgeglichen werden. 

Neunter Teil 

Zuständigkeit und Verfahren 

Abschnitt! 

Zuständigkeit 

Art. 75 
Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

(1) 1 Der Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieser Gesetze 
erlassenen Rechtsverordnungen ist grundsätzlich 
Aufgabe des Staates. 2Er obliegt, soweit nichts an­
deres bestimmt ist, den Kreisverwaltungsbehörden. 
3Einer größeren kreisangehörigen Gemeinde, der 
nach Art. 62 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung 
Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde über­
tragen werden, können durch Rechtsverordnung 
des Staatsministeriums des Innern auch Zustän­
digkeiten der Kreisverwaltungsbehörden nach 
Satz 1 übertragen werden. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, die örtliche Zuständigkeit für die Berei­
che der Schiffahrt und des Gemeingebrauchs durch 
Rechtsverordnung abweichend von Art. 3 Abs. 1 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (Bay­
VwVfG) zu regeln; Regelungen für die Schiffahrt 
ergehen im Einvernehmen mit dem Staats mi niste­
rium für Wirtschaft und Verkehr. 

(3) lIst eine Rechtsverordnung, zu deren Erlaß 
nach diesem Gesetz die Kreisverwaltungsbehörden 
zuständig sind, für das Gebiet mehrerer Kreisver­
waltungsbehörden erforderlich, so kann die ge­
meinsame nächsthöhere Stelle die Rechtsverord­
nung selbst erlassen oder d.urch Rechtsverordnung 
die zuständige Behörde bestimmen. 21st eine Be­
hörde bestimmt worden, so ist die Rechtsverord­
nung in den Amtsbezirken der Kreisverwaltungs­
behörden amtlich bekanntzumachen, in denen die 

Rechtsverordnung gelten soll. 3Satz 1 gilt entspre­
chend für die Aufstellung der Abwasserbeseiti­
gungspläne und der Bewirtschaftungspläne. 

(4) ISieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die 
Benutzung von Gewässern vor, so entscheiden die 
Bergämter im Einvernehmen mit den Kreisverwal­
tungsbehörden über die Erlaubnis und über die Be­
willigung. 2Sie entscheiden auch über die Benut­
zung von Grubenwässern für andere als bergbauli­
cheZwecke. 

Art. 76 
Aufsicht 

IDie Aufsicht über den Vollzug des Wasserhaus­
haltsgesetzes und dieses Gesetzes obliegt den Re­
gierungen und, soweit die Bergämter zuständig 
sind, dem Oberbergamt. 2Die Oberaufsicht führt das 
übergeordnete Staatsministerium. 

Abschnitt 11 

Verfahren 

Erste·r Titel 

Allgemeine Bestimmungen 

Art. 77 
Antragstellung, Pläne 

(1) Werden Benutzungen ohne die erforderliche 
Erlaubnis oder Bewilligung ausgeübt, Gewässer 
oder Anlagen ohne die erforderliche Planfeststel­
lung, Genehmigung, Eignungsfeststellung oder 
Bauartzulassung ausgebaut, errichtet, eingebaut, 
verwendet oder geändert, so kann die Verwaltungs­
behörde verlangen, daß ein entsprechender Antrag 
gestellt wird. 

(2) lDie für die Entscheidung der Verwaltungsbe­
hörde erforderlichen Pläne mit Beilagen hat der 
vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in 
dessen Interesse sie ergehen soll. 2Art und Zahl der 
in den einzelnen Verfahren erforderlichen Pläne 
und Beilagen bestimmt das Staatsministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung. 

Art. 78 und 79 

(aufgehoben) 

Art. 80 
Entscheidungen 

in nicht förmlichen Verfahren 
(1) Entscheidungen nach dem Wasserhaushalts­

gesetz und diesem Gesetz, die nicht nur vorläufigen 
Inhalt besitzen oder wegen Gefahr im Verzug erlas­
sen werden, sind schriftlich zu erlassen. 

(2) Sind mehr als 300 Benachrichtigungen oder 
Zustellungen vorzunehmen, so können sie durch 
öffentliche Bekanntgabe nach Art. 41 Abs. 4 
BayVwVfG ersetzt werden. 
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Art. 81 

Vorläufige Anordnung, Beweissicherung 

(1) lAus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 
kann die Verwaltungsbehörde im Vollzug des Was­
serhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes die dem 
augenblicklichen Erfordernis entsprechenden vor­
läufigen Anordnungen treffen. 2Diese sind zu befri­
sten. 

(2) Zur Feststellung von Tatsachen, die für eine 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Ge­
setz zu treffende Entscheidung von Bedeutung sein 
können, kann die Verwaltungsbehörde das Erfor­
derliche anordnen, wenn sonst die Feststellung un­
möglich oder wesentlich erschwert würde. 

Art. 82 

Sicherheitsleistung 

(1) IZur Erfüllung von Bedingungen, Auflagen 
und sonstigen Verpflichtungen kann die Verwal­
tungsbehörde Sicherheitsleistung oder den Nach­
weis einer Haftpflichtversicherung verlangen, so­
weit eine solche erforderlich ist. 2Die §§ 232, 234 bis 
240 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entspre­
chend anzuwenden. 

(2) Art und Ausmaß der Sicherheitsleistung und 
die Hinterlegungsstelle werden von der Verwal­
tungsbehörde bestimmt. 

(3) Ist der Grund für die Sicherheitsleistung weg­
gefallen, so hat die Verwaltungsbehörde die Rück­
gabe der Sicherheit anzuordnen. 

Zweiter Titel 

Besondere Bestimmungen 

Art. 83 
Verfahren für die Planfeststellung, 

für die Bewilligung und für die Erlaubnis 
nach Art. 16 

. (1) Für die Planfeststellung gelten die Vorschrif­
ten des Fünften Teils Abschnitt 11 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgender 
Maßgabe: 

1. Es sind nicht anzuwenden: Art. 73 Abs. 1, Art. 74 
Abs. 2 Sätze 2 und 3, Art. 75 Abs. 2 und 3 und 
Art. 76 BayVwVfG. 

2. Ein Vorhaben wirkt sich im Sinn des Art. 73 
BayVwVfG aus, wenn Rechte oder rechtlich ge­
schützte Interessen betroffen werden; die Ausle­
gung nach Art. 73 Abs. 3 Satz 1 k~nn bis auf zwei 
Wochen verkürzt werden; ohne mündliche Ver­
handlung kann auch in den Fällen des Art. 67 
Abs.2 Nrn. 2 und 3 BayVwVfG entschieden werden. 

3. Sind Privatrechte streitig, so kann den Beteilig­
ten aufgegeben werden, eine Entscheidung des 
ordentlichen Gerichts herbeizuführen. 

4. Abweichend von Art. 74 Abs. 5 Satz 2 BayVwVfG 
genügt es, daß eine Ausfertigung des Bescheids 
bei den Behörden, bei denen die Pläne und Unter­
lagen nach Art. 73 BayVwVfG ausgelegt waren, 
einen Monat zur Einsichtnahme ausgelegt wird 
und in der Bekanntmachung auf diese Auslegung 
und den Inhalt der Rechtsbehelfsbelehrung hin­
gewiesen wird. 

5. Die Nachprüfung der Planfeststellung in einem 
Vorverfahren entfällt nicht nach Art. 74 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 70 BayVwVfG. 

(2) Für das Bewilligungsverfahren und das Ver­
fahren für eine Erlaubnis nach Art. 16 gilt Absatz 1 
mit folgender Maßgabe entsprechend: 

1. Art. 75 Abs. 1 und 4, Art. 77 und 78 BayVwVfG sind 
nicht anwendbar. 

2. Der Bescheid hat auch folgende Angaben zu 
enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung des erlaubten oder 
bewilligten Rechts nach Art, Umfang und 
Zweck des der Benutzung zugrunde liegenden 
Plans, 

b) die Dauer der Erlaubnis oder Bewilligung, 

c) die Benutzungsbedingungen und Auflagen 
und, soweit ver anlaßt, den Vorbehalt nachträg­
licher Auflagen (§ 10 Abs.1 WHG), 

d) die Frist für den Beginn der Benutzungen, 

e) die Festsetzung einer Entschädigung, soweit 
sie nicht einem späteren Verfahren vorbehal­
ten wird. 

Art. 84 

Zusammentreffen mehrerer Verfahren 

Ist nach § 14 Abs. 1 WHG durch die Planfeststel­
lungsbehörde über die Erteilung einer Erlaubnis 
oder Bewilligung oder nach § 14 Abs. 2 WHG durch 
die Bergbehörde über die Erteilung einer Erlaubnis 
zu entscheiden, so sind auch für die Erteilung der 

. Erlaubnis oder Bewilligung die für die Planfeststel­
lung oder den bergrechtlichen Betriebsplan gelten­
den Vorschriften anzuwenden. 

Art. 85 

Erlaß von Rechtsverordnungen, 
Aufstellung von Plänen 

(1) Rechtsverordnungen nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder diesem Gesetz werden nach den 
Vorschriften des Landesstraf- und Verordnungsge­
setzes erlassen. 

(2) Die Grenzen des Geltungsbereichs einer 
Rechtsverordnung nach den Art. 22, 35, 36 oder 40 
sind, soweit erforderlich, durch den, in dessen Inter­
esse die Rechtsverordnung erlassen wurde, sonst 
durch die erlassende Behörde in der Natur in geeig­
neter Weise kenntlich zu machen. 

(3) IVor dem Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
Art. 35 oder 40 führt die Kreisverwaltungsbehörde 
ein Anhörungsverfahren entsprechend Art. 73 
Abs.2 bis 8 BayVwVfG durch. 2Wer Bedenken oder 
Anregungen vorgebracht hat, die beim Erlaß der 
Rechtsverordnung nicht berücksichtigt wurden, ist 
über die Gründe zu unterrichten. 

(4) I Absatz 3 gilt für die Aufstellung eines Abwas­
serbeseitigungsplans nach Art. 41 d Abs. 4 und eines 
Bewirtschaftungsplans nach Art. 71 b Abs. 2 sowie 
für die Verbindlicherklärung eines solchen Plans 
entsprechend. 2Die Träger öffentlicher Belange, de­
ren Bereich durch den Plan berührt wird, sind von 
der öffentlichen Auslegung zu verständigen. 
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Art. 86 Art. 91 

(aufgehoben) 

Art. 87 

Entschädigungs- und Ausgleichsverfahren 

(1) lIst außerhalb eines Enteignungsverfahrens 
(Art. 72) eine Entschädigung nach dem Wasser­
haushaltsgesetz oder diesem Gesetz zu leisten und 
ist die Entschädigungspflicht dem Grund nach an­
erkannt oder unanfechtbar festgestellt, so wird sie 
auf Antrag eines Beteiligten von der Kreisverwal­
tungsbehörde nach § 20 WHG und Art. 74 durch 
Schätzung festgesetzt. 2Die Vorschriften des Baye­
rischen Gesetzes über die entschädigungspflichtige 
Enteignung über die Festsetzung der Entschädi­
gung sind entsprechend anzuwenden. 

(2) lIst eine Entschädigung nach § 19 Abs. 3 WHG 
oder nach Art. 7, 25, 36, 40, 62, 63 und 71 Abs. 3 kraft 
Gesetzes zu leisten und ist die Entschädigungs­
pflicht dem Grund nach nicht anerkannt, so ist die 
Entschädigung vor den ordentlichen Gerichten gel­
tend zu machen. 2Die Klage ist innerhalb eines Mo­
nats nach Zustellung der schriftlichen Ablehnung 
des Entschädigungsanspruchs durch den Entschä­
digungsverpflichteten zu erheben, spätestens je­
doch innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Jah­
res, in dem die Tatsachen, die für die Entschädi­
gung maßgebend sind, festgestellt werden konnten. 

(3) Für das Ausgleichsverfahren nach § 19 Abs. 4 
WHG gelten die Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

Zehnter Teil 

Wasserbuch 

Art. 88 
(Zu§37WHG) 

Wasserbuchbe~örde 

Die Kreisverwaltungsbehörde führt für ihren 
Amtsbereich das Wasserbuch, getrennt nach ober­
irdischen Gewässern und Grundwasser. 

Art. 89 

Inhalt und Wirkung der Eintragung 

(1) Die Eintragung in das Wasserbuch soll den 
wesentli.chen Inhalt des eintragungsfähigen 
Rechtsverhältnisses (§ 37 Abs. 2 WHG) wiederge­
ben. 

(2) Entstehung, Abänderung und Untergang ein­
tragungsfähiger Rechtsverhältnisse bleiben durch 
die Eintragung ins Wasserbuch unberührt. 

Art. 90 

Eintragung von Amts wegen 

Erlaubnisse (§ 7 WHG), Bewilligungen (§ 8 WHG), 
alte Rechte und Befugnisse, die bekannt sind (§ 16 
~bs. 1 WHG), Wasserschutzgebiete (§ 19 WHG) und 
Uberschwemmungsgebiete (§ 32 WHG) sind von 
Amts wegen einzutragen. 

Eintragung auf Antrag 

Alte Rechte und Befugnisse, die nicht unter 
Art. 90 fallen, sind auf Antrag oder auf Anmeldung 
nacll § 16 Abs. 2 Satz 1 WHG einzutragen. 

Art. 92 

Voraussetzung der Eintragung, 
behauptete Rechte 

(1) Die Eintragung kann erst erfolgen, wenn ein 
hinreichender Nachweis für das einzutragende 
Rec~tsverhältnis vorliegt. 

(2) Alte Rechte und Befugnisse, die nicht hinrei­
chend nachgewiesen werden, sind als behauptete 
Rechte und Befugnisse einzutragen. . 

(3) Die Eintragung von Rechten und Befugnissen 
soll unterbleiben, wenn ihr Fortbestand offenbar 
unmöglich ist. 

Art. 93 

Einrichtung und Führung 

Das Nähere über die Einrichtung und Führung 
des Wasserbuchs, insbesondere über das Verfahren 
und den Inhalt der Eintragung und über beizuneh­
mende Pläne, regelt das Staatsministerium des In­
nern durch Rechtsverordnung. 

Art. 94 

Einsicht und Auszüge 

. Jeder darf das Wasserbuch und seine Beilagen 
emsehen und beglaubigte Auszüge daraus verlan­
gen, soweit nicht die in Art. 30 BayVwVfG geschütz­
ten Geheimnisse entgegenstehen. 

Elfter Teil 

Bußgeldbestimmung 

Art. 95 

, Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark kann belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. zur Bestimmung der Ufer linie angebrachte Zei­
chen (Art. 12 Abs. 2), ferner eingebaute Festpunk­
te, aufgestellte Flußeinteilungszeichen, Höhen­
maße, Pegel und andere Meßeinrichtungen 
(Art. 14 Abs. 1 Satz 1, Art. 31 Abs. 1 und Art. 71 
Abs. 1) entfernt, abändert oder beschädigt, 

2. ohne die erforderliche Genehmigung oder unter 
Nichtbefolgen einer vollziehbaren Auflage 

a) die Schiff- und Floßfahrt ausübt (Art. 27 
AOs.4), 

b) eine Stauanlage dauernd außer Betrieb setzt 
oder beseitigt (Art. 32), 
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c) die in Art. 59 Abs. 1 bis 3 und Art. 61 Abs. 2 auf­
geführten Anlagen und Anpflanzungen errich­
tet, anlegt oder wesentlich verändert, 

3. einer Rechtsverordnung 

a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 22), 

b) über die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt 
(Art. 27 Abs. 5), 

c) über die Ausübung der Trift (Art. 28 Abs. 3), 

d) über die Überwachung der Abwasseranlagen 
einschließlich Kanalisationen (Art. 4lf Abs. 2), 

e) zur Sicherung der Unterhaltung von Gewäs­
sern dritter Ordnung (Art. 49), 

f) zum Schutz baulicher Anlagen, die der Unter­
haltung oder dem Ausbau eines Gewässers 
dienen (Art. 52 und 56 Abs. 2), 

g) über die Benutzung von Hafen- und Ländean­
lagen und das Verhalten im Hafen- und Län­
debereich (Art. 60), 

h) über den Hochwassernachrichtendienst 
(Art. 67 Abs. 2) 

zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 

4. den Anzeigepflichten nach Art. 34 Abs. 1 und 
Art. 37 Abs. 1 nicht nachkommt, 

5. einer vollziehbaren Anordnung 

a) über die Überwachung der Abwasseranlagen 
einschließlich Kanalisationen (Art. 4lf Abs. 1 
Satz 1), 

b) über die Hochwasserrückhaltung (Art. 65 
Satz 2), 

c) über den Hochwassernachrichtendienst 
(Art. 67 Abs. 2), 

d) zur vorläufigen Regelung eines Zustan~s 
(Art. 81 Abs. 1) oder zur Beweissicherung 
(Art. 81 Abs. 2) 

zuwiderhandelt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deut­
sche Mark kann belegt werden, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung 

a) zum Schutz von Wasserversorgungs- oder Ab­
wasserbeseitigungsanlagen sowie des für die 
Wasserversorgung bestimmten Wassers 
(Art. 36), 

b) über den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (Art. 37 Abs. 4), 

c) zum Schutz von Quellenschutzgebieten (Art. 40 
Abs. 1 Satz 2) 

zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung 

a) zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen 
(Art. 40 Abs.l Satz 2 und Abs. 2), 

b) zur Gewässeraufsicht (Art. 68 Abs. 3) 

zuwiderhandelt. 

Zwölfter Teil 

tlbergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 96 
(Zu§ 15WHG) 

Alte Rechte und alte Befugnisse 

(1) lIn den Fällen des § 15 Abs.1 WHG ist eine Er­
laubnis oder Bewilligung nicht erforderlich, wenn 
bis spätestens 1. März 1965 rechtmäßige Anlagen 
für die Wasserbenutzung vorhanden sind. 2Als 
Recht im Sinn des Landeswassergesetzes gilt auch 
die Rechtsstellung nach Art. 207 des Wassergesetzes 
vom 23. März 1907. 3Läßt die Ausübung alter Rechte 
und alter Befugnisse (§ 15 Abs. 1 WHG) für Auslei­
tungskraftwerke mit mindestens 1000 kW Ausbau­
leistung wegen nicht ausreichenden Wasserabflus­
ses im Gewässerbett erhebliche überörtliche Stö­
rungen der wasserwirtschaftlichen oder ökologi­
schen Gewässerfunktionen besorgen, so kann die 
Kreisverwaltungsbehörde die Durchführung eines 
Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahrens verlangen. 
4Das Verlangen darf nicht gestellt werden, wenn es 
für den Betreiber im Hinblick auf dessen schutz­
würdige Interessen unzumutbar ist. 5Dabei bleiben 
auch rechtmäßige Investitionen außer Betracht, die 
der Betreiber nach dem 1. Januar 1988 getätigt hat 
oder die zwar vor diesem Zeitpunkt getätigt wur­
den, jedoch bei der voraussichtlichen Neuerteilung 
der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung 
amortisiert werden. 6Eine Erlaubnis oder Bewilli­
gung wird erst nach Ablauf von fünf Jahren ab Voll­
ziehbarkeit des Verlangens erforderlich. 7Ist eine 
Erlaubnis oder Bewilligung vor Ablauf dieses Zeit­
raums beantragt worden, so darf die Benutzung bis 
zur Vollziehbarkeit der Entscheidung über den An­
trag fortgesetzt werden. 

(2) lAußer in den Fällen des § 15 Abs. 1 und 2 WHG 
bedürfen keiner Erlaubnis oder Bewilligung Ge­
wässerbenutzungen im Sinn des § 3 WHG, die auf 
Grund eines förmlichen Verfahrens nach den bis­
her geltenden · Vorschriften, insbesondere nach 
Maßgabe der Art. 19, 37 bis 39, 42 und 45 bis 47 des 
Wassergesetzes vom 23. März 1907 zugelassen wor­
den sind. 2Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend. 

(3) Unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 
Satz 1 WHG ist auch der sich aus dem Wassergesetz 
vom 23. März 1907 ergebende zeitliche Umfang des 
Rechts zu berücksichtigen. 

(4) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an­
hängigen Verfahren findet das vor dem 1. März 1960 
geltende Recht Anwendung, wenn die nach dem 
Wassergesetz vom 23. März 1907 und den dazu er­
gangenen Vollzugsverordnungen zuständige Be­
hörde bereits vor diesem Zeitpunkt eine Sachent­
scheidung getroffen hat. 

. Art. 97 
(Zu§ 16WHG) 

Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse 

Die öffentliche Aufforderung im Sinn von § 16 
Abs. 2 WHG wird durch das Staatsministerium des 
Innern im Staatsanzeiger erlassen. 
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Art. 98 Art. 102 

Vorkehrungen bei Erlöschen alter Rechte 
oder alter Befugnisse 

Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis ganz 
oder teilweise erloschen, so gilt Art. 20 sinngemäß. 

Art. 99 

Alte Erlaubnisse 

Eine Planfeststellung nach § 31 WHG oder eine 
Genehmigung nach Art. 59 ist nicht erforderlich für 
bauliche Maßnahmen, die auf Grund von Erlaub­
nissen nach den Art. 77 oder 78 des Wassergesetzes 
vom 23. März 1907 binnen fünf Jahren nach Inkraft­
treten dieses Gesetzes rechtmäßig ausgeführt sind. 

Art. 100 

Bundeswasserstraßen 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Bundes 
an den Bundeswasserstraßen werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

Art. 101· 

Einschränkung von Grundrechten 

Dieses Gesetz schränkt die Grundrechte der Un­
verletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums ein 
(Art. 13 und 14 des Grundgesetzes, Art. 103 und 106 
der Verfassung). 

Änderung von Vorschriften 

(1) In Vorschriften, in denen auf Bestimmungen 
des Wassergesetzes vom 23. März 1907, der Vollzugs­
verordnung zum Wassergesetz vom 1. Dezember 
1907 oder der Vollzugs bekanntmachung zum Was­
sergesetz vom 3. Dezember 1907 Bezug genommen 
ist, treten an deren Stelle die entsprechenden Be­
stimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und die­
ses Gesetzes. 

(2) (Änderungsbestimmungen) 

Art. 103 

(gegenstandslos) 

Art. 104 

Inkrafttreten 

1 Die Art. 96 und 99 treten rückwirkend am 1. März 
1960 in Kraft. 21m übrigen tritt dieses Gesetz ·am 
1. Januar 1963 in Kraft.-) 

.) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprüngli­
chen Fassung vom 26. Juli 1962 (GVBI S. 143). Der Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsge­
setzen. 

Anlage 

Verzeichnis der Gewässer erster Ordnung 

Lfd. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge Bemerkung 
Nr. inkm 

1 Abens Einmündung des Siegbachs Mündung in die Donau 28,2 

2 Aisch Einmündung des Mündung in die Regnitz 52,2 
Schweinebachs 

3 Altmühl Einmündung des Mündung in die Donau 191,7 einschließlich 
Großen Aurachbachs Altmühlsee mit 

Altmühl- und 
Nesselbachzu-
leiter sowie 
Altmühlüber-
leiter 

4 Alz Ausfluß aus dem Chiemsee Mündung in den Inn - 63,0 

5 Ammer Einmündung der Halbammer Mündung in den 54,1 
Ammersee 

6 Ampel' Ausfluß aus dem Ammersee Mündung in die Isar 105,8 



Bayerisches Geseti- und Verordnungs blatt NrA/1988 57 

Lfd. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge Bemerkung 
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7 Brenz Landesgrenze zu Mündung in die Donau 9,8 
Baden-Württemberg 

8 Brombach Einmündung des Mündung in die 11,5 einschließlich 
Altmühlüberleiters Schwäbische Rezat Brombachsee 

mitVorseen 
9 Donau Landesgrenze zu Staatsgrenze zu 386,7 

Baden-Württemberg Österreich 
10 Eger Einmündung der Selb Staatsgrenze zur CSSR 15,6 

11 Fränkische Einmündung der Streu Mündung in den Main 101,5 
Saale 

12 Große Teilung der Großen Laber Mündung in die Donau 27,5 einschließlich 
Laber und der Hartlaber Hartlaber 

13 Günz , Zusammenfluß der Mündung in die Donau 54,9 
Westlichen und der 
Östlichen Günz 

14 Haidenaab Einmündung der Creußen Zusammenfluß der Hai- 24,5 
denaab und der Wald-
naab 

15 Iller Zusammenfluß der Breitach Mündung in die Donau 147,0 
und der Trettach 

16 11m Teilung der 11m und der Mündung in die Abens 19,4 einschließlich 
Kleinen Donau Flutkanal 

Kleine Donau 

17 I1z Einmündung der Mündung in die Donau 22,3 
W ölfsteiner Ühe 

18 Inn Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 217,6 
bei Kiefersfelden 

19 Isar Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 263,3 einschließlich 
Sylvensteinsee 

20 Isen Einmündung der Goldach Mündung in den Inn 41,4 

21 Itz Einmündung der Effelder Mündung in den Main 65,8 einschließlich 
Froschgrund-
see 

22 Karls- Gemeindeverbindungsstraße Auslauf bei Graben 1,5 
graben Dettenheim -Grönhart 

23 Kleine Roth Mündung in den Rothsee Mündung in die Roth 5,9 einschließlich 
Wasser-
speicher 
Rothsee 

24 Lech Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 167,5 einschließlich 
Forggensee 

25 Loisach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Isar 100,3 

26 Main Zusammenfluß Landesgrenze zu Hessen 406,6 
des Roten Mains und 
des Weißen Mains 

27 Mangfall Ausfluß aus dem Tegernsee Mündung in den Inn 58,0 

28 Mindel Einmündung der Flossach Mündung in die Donau 38,9 ohne Kleine 
Mindel 

29 Naab Zusammenfluß der Waldnaab Mündung in die Donau 98,3 
und der Haidenaab 

30 Paar Einmündung der Ecknach Mündung in die Donau 79,3 

31 Pegnitz Einmündung des Ankertals Zusammenfluß der 74,4 
Pegnitz und der Rednitz 
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32 Rednitz Zusammenfluß der Zusammenfluß der Red- 45,8 
Fränkischen und der nitz und der Pegnitz 
Schwäbischen Rezat 

33 Regen Zusammenfluß des Mündung in die Donau 107,4 
Schwarzen Regens und 
des Weißen Regens 

34 Regnitz Zusammenfluß der Pegnitz Mündung in den Main 63,7 
und der Rednitz 

35 Rodach Einmündung der Mündung in den Main 31,3 
Wilden Rodach 

36 Röslau Einmündung der Kössein Mündung in die Eger 16,2 

37 Roter Main Einmündung der Mistel Zusammenfluß des Roten 33,0 
Mains und des Weißen 
Mains 

38 Roth Einmündung der Kleinen Roth Mündung in dieRednitz 8,5 

39 Rott Einmündung der Bina Mündung in den Inn 79,0 einschließlich 
Rottauensee 

40 Saalach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Salzach 32,8 
bei Melleck 

41 Sächsische Einmündung der Förmitz Grenze zur DDR 53,3 
Saale 

42 Salz ach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in den Inn 59,3 
bei der Saalachmündung 

43 Schmutter Einmündung des Biberbachs Mündung in die Donau 25,9 einschließlich 
Egelseebach 

44 Schwäbi- Einmündung des Brombachs Zusammenfluß der 10,6 
scheRezat Schwäbischen Rezat und 

der Fränkischen Rezat 

45 Schwarzach Eixendorfer See Mündung in die Naab 55,0 einschließlich 
Eixendorfer 
See 

46 Schwarzer Zusammenfluß des Großen Zusammenfluß des 60,0 
Regen Regens und des Kleinen Regens Schwarzen Regens und 

des Weißen Regens 
47 Sinn Landesgrenze zu Hessen Mündung in die 28,5 

Fränkische Saale 

48 Steinach Grenze zur DDR Mündung in die Rodach 21,9 

49 Tauber Landesgrenze zu Baden- Landesgrenze zu 14,5 
Württemberg (bei Klingen) Baden-Württemberg 

(bei Schäftersheim) 

50 Tiroler Staatsgrenze zu Österreich Mündung in den 24,1 
Achen Chiemsee 

51 Traun Zusammenfluß der Weißen Mündung in die Alz 28,8 
Traun und der Roten Traun 

52 Vils Zusammenfluß der Großen Mündung in die Donatl 76,0 einschließlich 
(zur Donau) Vils und der Kleinen Vils Vilstalsee 

53 Vils Einmündung des Ammerbachs Mündung in die Naab 39,5 
(zur Naab) 

54 Waldnaab Zusammenfluß der Fichtelnaab Zusammenfluß der 37,3 
und der Tirschenreuther Wald- Waldnaab und der 
naab Haidenaab 

55 Weißer Einmündung der Trebgast Zusammenfluß des 19,9 
Main Weißen Mains und des 

Roten Mains 
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Ud. 
Nr. 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

Ud. 
Nr. 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 
70 

71 
72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

Gewässer 

Wern 

Wertach 

Wiesent 

Wörnitz 

Würm 

Zusam 

Gewässer 

Ammersee 

Bannwaldsee 

Bodensee 

Chiemsee 

Anfangspunkt 

Einmündung des Krebsbachs 

Einmündung der Wertacher 
Starzlach 

Einmündung der Püttlach 

Einmündung der Sulz ach 

Ausfluß aus dem 
Starnberger See 

Einmündung der Laugna 

Anfangspunkt 

Eggstätter Seen (18)*) 

Eibsee 

Großer Alpsee 

Hopfensee 

Königssee 

Kochelsee 

Niedersonthofner 
Seen (3)*) 

Osterseen (24)*) 

Pilsensee 

Riegsee 

Schliersee 

Sims see 

Staffelsee 
Starnberger See 

Tegernsee 

Waginger-Tachinger 
See 

Walchensee 

Weißensee 

Wörthsee 

*) Zahl der Einzelseen 

Endpunkt 

Mündung in den Main 

Mündung in den Lech 

Mündung in die Regnitz 

Mündung in die Donau 

Mündung in die Amper 

Mündung in die Donau 

Endpunkt Fläche 
inkm2 

46,6 

2,28 

Länge 
inkm 

30,5 

129,3 

34,6 

75,6 

39,6 

21,1 

4237,5 

Bemerkung 

einschließlich 
Grüntensee 

einschließlich 
Schweden­
graben und 
Trubbachab 
Einmündung 
des Schweden­
grabens 

einschließlich 
Überleitung 
über den 
Würmkanal 
und den 
Schwebelbach 
bis zur Ein­
mündung in 
die Amper bei 
Haimhausen 

Bemerkung 

bayerischer Anteil 

79,9 

3,28 

1,77 

2,47 

1,94 

5,2 

5,9 

1,62 

2,25 

1,94 

1,88 

2,22 

6,5 

7,7 

56,4 

8,9 

9,0 

16,1 

1,34 

4,33 
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